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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5942 — 


Anrechnung von Haftzeiten, die von Militärgerichten der ehemaligen deutschen 
Wehrmacht verhängt worden sind, auf die Rentenversicherung 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung - IV b 1-42/29 - 
hat mit Schreiben vom 2. September 1986 namens der Bundes- 
regierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

In der gesetzlichen Rentenversicherung können Zeiten, in denen 
der Versicherte aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht 
versichemngspfhchtig beschäftigt war, als beitragslose Zeiten 
berücksichtigt werden. Sofern der Versicherte infolge hoheitlicher 
Maßnahmen nicht versichemngspfhchtig beschäftigt war, können 
diese beitragslosen Zeiten sog. Ersatzzeiten sein. Durch Gesetz 
sind folgende Zeiten, die für die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage von Bedeutung sind, als Ersatzzeiten bestimmt: 

— Zeiten eines militärischen oder mihtärähnhchen Dienstes im 
Sinne der §§ 2 und 3 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG), 
der aufgrund gesetzhcher Dienst- oder Wehrpflicht oder wäh- 
rend eines Krieges geleistet worden ist, 

— Zeiten einer Freiheitsentziehung und Freiheitsbeschränkung 
im Sinne der §§43 und 47 des Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG), wenn der Versicherte Verfolgter im Sinne des § 1 BEG 
ist. 

Für die Anrechnung und Bewertung der Ersatzzeiten bei der 
späteren Rente ist die Zugehörigkeit zur Sohdargemeinschaft der 
Rentenversicherten während des übrigen Erwerbslebens maß- 
gebend. Werden die Ersatzzeiten angerechnet, so wirkt sich dies 
grundsätzlich wie die Anrechnung von Beitragszeiten aus; denn 
die Ersatzzeiten werden nicht nur zur Erfüllung der Wartezeit 
angerechnet, vielmehr führt ihre Anrechnung auch zu einer Ren- 
tensteigerung. 
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1. In welcher Weise werden Haftzeiten, die von Militärgerichten der 
ehemaligen deutschen Wehrmacht verhängt worden sind, renten- 
versicherungsrechtlich behandelt? 

Die Zeit der Strafverbüßung eines Soldaten aufgrund eines Urteils 
eines Militärgerichts ist nicht als militärischer oder militärähn- 
licher Dienst im Sinne der §§ 2 und 3 BVG anzusehen, so daß 
dadurch auch nicht der entsprechende Ersatzzeitentatbestand 
erfüllt ist. 

Dagegen ist eine solche Strafverbüßung eine Entziehung der 
Freiheit im Sinne des § 43 BEG. Der dazugehörige Ersatzzeiten- 
tatbestarid (sog. Verfolgungsersatzzeit) ist erfüllt, wenn der Ver- 
sicherte Opfer einer nationalsozialistischen Verfolgung ist, weü er 
aus Gründen politischer Gegnerschaft gegen den Nationalsozia- 
lismus oder aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Welt- 
anschauung durch nationalsozialistische Maßnahmen verfolgt 
worden ist. 

Sind die Voraussetzungen für eine Ersatzzeit nicht erfüllt, werden 
die Zeiten der Strafverbüßung eines Soldaten - wie übrigens bei 
jedem anderen Versicherten - rentenversicherungsrechtlich 
grundsätzlich nicht berücksichtigt. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, Haftzeiten der vorbezeich- 
neten Art seien als Ersatzzeiten rentenversicherungsrechtlich anzu- 
erkennen? 

Wenn nein, wie begründet die Bundesregierung ihre Auffassung? 
Auf die Antwort zu Frage 1 wird Bezug genommen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, Haftzeiten, die von Mili- 
tärgerichten der ehemaligen deutschen Wehrmacht verhängt wur- 
den, sind Verfolgungszeiten im Sinne des Bundesentschädigungs- 
gesetzes und damit als Ersatzzeiten rentenversicherungsrechtlich 
anzuerkennen? 


Zeiten der Strafverbüßung eines Soldaten erfüllen nur unter den 
in der Antwort zu Frage 1 dargestellten Voraussetzungen den 
Tatbestand einer Verfolgungsersatzzeit. In § 1 der Militärstraf- 
gerichtsordnung vom 30. September 1936 (RGBl. I S. 755) wurden 
die Soldaten grundsätzlich für alle strafbaren Handlungen der 
Militärgerichtsbarkeit unterstellt. Zeiten der Strafverbüßung auf- 
grund des Urteüs eines Militärgerichts können somit rentenrecht- 
lich nicht anders als aufgrund des Urteüs eines Strafgerichts 
behandelt werden. 
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